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mit Niederlegung des Verkaufsrechtes , das unerlaubte Hauſieren mit

Wegnehmen der Waare , die Verkleinerung der Kienbüſchel mit 3 fl.

beſtraft . Bezüglich des ſonſt in Karlsruhe dreimal des Jahres ge —

haltenen Jahrmarktes wurde im November 1806 verordnet , daß

derſelbe unter dem Namen einer Meſſe künftig nur zweimal und zwar

auf den erſten Montag bis Sonnabend in den Monaten Mai und

November abgehalten werden ſolle .

Im Jahre 1811 wurde ein Pflaſtergeld im Betrage des

Weggeldes von zwei Stunden , jedoch unter Freilaſſung der Ein⸗

wohner der Reſidenzſtadt , eingeführt und damit die Erhebung eines

Thorſperrgeldes im Betrage von 2 kr . vom Pferd , ſowohl von

Einheimiſchen als Fremden verbunden , davon wurden jedoch nur

jene , welche in Chaiſen und an einen andern Ort fuhren , ſowie
alle Frachtwägen betroffen , die vom 1. April bis 1. Oktober von

abends 9 bis morgens 4 Uhr und vom 1. Oktober bis 1. April von

abends 8 bis morgens 6 Uhr die Thore paſſierten . Die Erhebung

durch die Thorwarte begann am 10 . Februar 1811 .

Fremden - und Sicherheitspolißzei .

Mit der Zunahme des Verkehres wurde auch die Fremden⸗

polizei verſchärft . Wenn man ſich früher damit begnügt hatte , die

Fremden bei ihrem Eintritt in die Stadt durch die Thorwachen ver⸗

zeichnen zu laſſen , ſo wurden jetzt ſorgfältige und eingehende Mel⸗

dungen ſeitens der Gaſtwirte angeordnet , und im September 1801

erging die Beſtimmung , daß Perſonen , die aus Gaſthäuſern in Privat⸗

wohnungen verzogen , von den Hausvermietern neuerdings anzumelden

ſeien . Ferner wurde eingeſchärft , daß auch nächſte Verwandte , die

auf Beſuch nach Karlsruhe kommen , angezeigt werden ſollen . Die

Anmeldung mußte , wenn auch der Aufenthalt nur eine einzige Nacht

gedauert hätte , binnen längſtens 24 Stunden nach der Ankunft bei

2 fl. Strafe auf der Polizei mündlich oder ſchriftlich erfolgen . Zur
Kontrolle dienten die Meldungen der Thorwachen über die ein⸗

paſſierenden Fremden . Hinſichtlich nicht nach Karlsruhe gehöriger
Leute behielt ſich zudem die Polizei die Entſcheidung darüber vor ,

ob ſie deren Aufenthalt in Privatwohnungen überhaupt geſtatten wolle .

Es handelte ſich hierbei wohl vorzugsweiſe um die Überwachung
von Perſonen , die in politiſcher Beziehung irgend welchen Verdacht
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erweckten , und deren Entfernung aus der Reſidenzſtadt man , ſei es

aus eigenem Antrieb , ſei es auf Verlangen anderer Regierungen , be⸗

ſonders der franzöſiſchen , jederzeit bewerkſtelligen zu können wünſchte .
So wurde zur Zeit der Aufhebung des Herzogs von Enghien in

Ettenheim ganz plötzlich allen in Karlsruhe anweſenden Emigranten

die Gaſtfreundſchaft gekündigt und von einem Tag zum andern ihre

Ausweiſung verfügt . Auch gegen geheime Verbindungen wandte

ſich um die gleiche Zeit die ſtets wachende Fürſorge der Polizei .

Geſellſchaften , welche „ zu irgend einem politiſchen , religiöſen oder

angeblich wiſſenſchaftlichen Zwecke ſich verbinden , ſolchen Zweck

verheimlichen oder falſch darſtellen , mögen ſie ſich verſammeln oder

nur durch Korreſpondenz zuſammenhängen “ , wurden aufs ſtrengſte
verboten . Es verdient Erwähnung , daß dieſes Verbot ſpeziell auch

auf das Lyceum ausgedehnt wurde .

Im April 1809 erließ die Polizeideputation , unter Erneuerung

älterer Verordnungen aus den Jahren 1787 und 1797 , ein Verbot

aller Hazardſpiele „ohne Unterſchied des Namens und der Er⸗

findung “. Jeder Spieler verfiel , nebſt Beſchlagnahme des Spiel —

geldes , einer Strafe von 10 fl . , die bei Wiederholung des Falles

verſchärft wurde , der Wirt , der ſolche Spiele duldete , wurde um

40 fl. geſtraft , im Wiederholungsfalle der Wirtſchaft entſetzt .
Die Vermehrung der Einwohnerzahl und die dadurch entſtandene

ſtärkere Nachfrage nach Wohnungen führte unter anderm auch zu

einer erheblichen Erhöhung der Mietpreiſe . Die alle Verhältniſſe
der Bevölkerung der Reſidenzſtadt mit ihrer weiſen Fürſorge um⸗

faſſende und überwachende Polizei ſchritt auch hiegegen ein . Im

Oktober 1810 wurden „ Maßregeln gegen Erpreſſungen der Haus —

eigentümer “ angeordnet . Hauseigentümern oder Quartiervermietern

wurde verboten , für die Zeit vom 23 . April 1810 bis dahin 1811

den Hauszins um mehr als ein Zehntel deſſen zu erhöhen , was ſie
vom 23 . Januar bis 23 . April bezogen hatten . Bei bisheriger

Vermietung unter dem ortsüblichen Zins wurde der fernere Betrag
der Miete durch polizeiliche Abſchätzung beſtimmt , ebenſo der Zins

für Quartiere , die in dieſem Vierteljahr unvermietet waren . Über⸗

tretungen dieſer Vorſchrift wurden mit dem Zehnfachen der die ge —

ſtattete Höhe des Zinſes überſchreitenden Summe , nach dem Jahres —

betrag der Miete berechnet , beſtraft , dieſes Strafgeld wurde der
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Armenkaſſe überwieſen . Da die Verordnung im April 1811 nicht

erneuert wurde , iſt anzunehmen , daß durch die inzwiſchen erfolgten

Neubauten dem im Jahre 1810 hervorgetretenen Wohnungsmangel

abgeholfen war . Auch zur Abhilfe der Mißbräuche , die ſich bei den

Umzügen aus und in Mietwohnungen dadurch ergeben hatten , daß

Mieter ihre Umzüge ungebührlich verzögerten , wurde im April 1810

eine Verordnung erlaſſen , welche hiefür bei Strafandrohung beſtimmte

Friſten feſtſetzte . Die Umzüge erfolgten auch damals ſchon am 23 .

eines jeden Quartalmonats .

Kirchen - und Schulweſen .

Von der Gründung der Reſidenzſtadt Karlsruhe an nahm im

Leben ihrer Bewohner die Religion eine bedeutungsvolle Stellung

ein , und die regierenden Fürſten , ihre Familie und ihre Räte ließen

ſich angelegen ſein , den kirchlichen Verhältniſſen ein ſorg⸗

ſames Augenmerk zuzuwenden . Mit dem Hofe ſtand in der engſten

Verbindung die auf fürſtliche Koſten unterhaltene Hofpfarrei ,
welcher nebſt dem Hofe ſelbſt alle unter dem Oberhofmarſchallamt
ſtehenden Perſonen angehörten . Ihr Hauptgeiſtlicher , Oberhofprediger
und Kirchenrat Walz , iſt bei allen zu feierlichen Gottesdienſten in

der Schloßkirche Anlaß gebenden Vorgängen in unſerer Darſtellung

erwähnt worden . Ihm ſtand Hofprediger Karl Philipp Bommer

als Gehülfe zur Seite . Der ebenfalls auf landesherrliche Koſten

erhaltenen Stadtpfarrei , deren Aufſichtsbehörde die evangeliſche

Kirchendirektion im Miniſterium des Innern war , ſtand in dieſem

Zeitabſchnitt der Kirchenrat Gottlieb Auguſt Knittel vor , neben

welchem der Feldpropſt Wilhelm Ludwig Volz als Archidiakonus

thätig war . Außerdem wirkten in dieſer Pfarrei der Stadtdiakonus

Ludwig Deimling und der Hof⸗- und Stadtvikar Kärcher , die

beiden letzteren zugleich mit der Verpflichtung , auch in der Hofkirche

zu predigen und den Garniſonspfarrer , den ſchon erwähnten Feld⸗

propſt Volz , in der Verwaltung der dem Kriegsminiſterium unter⸗

ſtellten und vom Staat unterhaltenen Garniſonspfarrei zu

unterſtützen . Dazu kam noch die reformierte Kirchengemeinde ,

welcher Kirchenrat Kühlenthal eine lange Reihe von Jahren vor⸗

ſtand . Dieſe Pfarrei wurde , allerdings mit reicher Unterſtützung

aus der fürſtlichen Kaſſe , aus eigenen Mitteln unterhalten . An
r
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